
     

Was sind die Gründe für diesen Erfolg? 

Die REFUsol GmbH ist auf bestimmte 

Marktsegmente spezialisiert. Unser Pro-

duktportfolio umfasst String- und Zen-

tralwechselrichter mit einem Leistungs-

bereich von 3kW bis 1,3 MW, die vom 

Einfamilienhaus bis hin zum Megasolar-

park weltweit eingesetzt werden kön-

nen. Technologisch unterscheiden wir 

uns von SMA in der Topologie und set-

zen seit Langem auf viele unterschiedli-

che Spannungsebenen. Wir haben immer 

Zeichen gesetzt, uns etwa sehr früh und 

konsequent für die Drei-Phasen-Techno-

logie eingesetzt, was der gesamten Bran-

che zugute kam. Andere Marktbegleiter 

haben lange Zeit in erster Linie niedrige-

re Spannungsebenen präferiert, während 

wir uns früh der 1500-Volt-Technik an-

genommen haben. Dazu kommt: Wir 

können uns auf ein extrem innovatives 

Entwicklungsteam verlassen, das über 

den Tellerrand hinausblickt. In unserem 

Haus arbeiten Entwickler aus dem Leis-

tungselektronikbereich, Ingenieure, die 

auch Erfahrung mit Windenergie und 

auf anderen Feldern haben.

Welche Rolle wird die Photovoltaik in 

Zukunft global für die Energieversor-

gung spielen? 

Im Zuge einer nachhaltigen Energiever-

sorgung wird die Photovoltaik weltweit 

zukünftig eine stärkere Rolle spielen 

und einen wachsenden Beitrag leisten 

für eine stabile und umweltbewusste 

Energieversorgung.
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„Wir möchten uns nicht anstecken las-

sen“, sagt Norbert Frings. Natürlich 

beobachtet auch die Führungsspitze 

des schwäbischen REFUsol GmbH 

aus Metzingen die Diskussion um die 

aktuelle EEG-Novelle – und zieht ihre 

Schlüsse daraus. Doch Norbert Frings, 

seit dem Jahr 2006 Vorsitzender der 

Geschäftsführung des Wechselrich-

terspezialisten, hat mit seinem Team 

vorgesorgt. Mit Innovationen und 

neuen Produkten hat sich REFUsol ei-

nen starken Namen gemacht, steht als 

Technologie-Vorreiter im Fokus. Und 

der frühe Gang ins Ausland beschwert 

den Metzingern nicht nur eine Export-

quote von knapp 25 Prozent, sondern 

auch eine starke und fl exible Basis im 

globalen Geschäft. 

Auf 14 internationalen Messen ist die 

REFUsol GmbH auch heuer wieder 

vertreten. Die eigenen Produktions-

stätten in Indien und USA laufen auf 

Hochtouren und werden kontinuierlich 

ausgebaut. Das Auslandsgeschäft werde 

weiter an Bedeutung gewinnen, da ist 

sich Norbert Frings sicher. Local Con-

tent für die Wachstumsmärkten dieser 

Welt und neue Techniken etwa auf dem 

Feld der Speicherlösungen – das sind die 

Leuchtturmprojekte, die der REFUsol-

Boss weiter vorantreiben will.

Der innovative Mittelständler aus Met-

zingen, der seit dem Jahr 2004 zur 

Pfullinger Prettl-Gruppe gehört, hat 

einen steilen Aufstieg hinter sich. Das 

Unternehmen wurde 1965 als Ge-

sellschaft für Regelbare Elektronische 

Frequenz Umformer mbH gegründet. 

Der erste Solar-Wechselrichter wur-

de 1997 für ca. drei Jahre  produziert. 

Vorher gehörten Frequenzumrichter 

für hochtourige Motorspindeln, digi-

tale Frequenzumrichter und der IGBT-

Frequenzumrichter mit feldorientierter 

Regelung zu den technischen Meilen-

steinen. Das traditionelle Antriebsge-

schäft wird mittlerweile in einer neuen 

Gesellschaft unter dem Branding RE-

FUdrive weitergeführt.

Drive hat auch das 2006 neu gestarte-

te PV-Wechselrichtergeschäft. Im Jahr 

2009 kam REFUsol auf einen Jahres-

umsatz von 38 Millionen Euro. 2010 

schraubten die Metzinger den Umsatz 

auf 180 Millionen Euro, im allgemein 

schwierigeren Jahr 2011 standen 160 

Millionen Euro Jahresumsatz in der 

Bilanz. 180 Mitarbeiter beschäftigt 

das Unternehmen weltweit. Die Suche 

nach weiteren Effi zienzsteigerungen 

bei Wechselrichtern vergleicht Ge-

schäftsführer Norbert Frings gerne mit 

der Ingenieursarbeit in der Formel 1. 

Frings: „Vor jeder Formel 1-Saison ho-

len Fahrzeugtechniker neue Potenziale 

aus den Autos heraus. Auch auf unse-

rem Feld wird es schwieriger, die letz-

ten Reserven zu fi nden. Aber das Ende 

der Fahnenstange, Wechselrichter noch 

leistungsfähiger zu machen, ist noch 

nicht erreicht.“ 

Innovation ist Programm: REFUsol-Geschäftsführer Norbert Frings, Dr. Michael Seehuber und Alexander Wirth

Sie haben am 8. März 

eine Rede im Deutschen 

Bundestag gehalten. The-

ma war: „Die Deutsche 

Energiewende – ein Jahr 

danach“. Darin haben Sie „insbesonde-

re die Entwicklung im Bereich der So-

larenergie“ als „eine Erfolgsgeschichte“ 

bezeichnet. Würden Sie das heute wie-

der so sagen?

Josef Göppel: Selbstverständlich. Die 

Entwicklung der deutschen Solarenergie 

ist in zweifacher Hinsicht eine Erfolgs-

geschichte. Erstens: Keine Technik seit 

dem zweiten Weltkrieg hat so schnell 

die Herzen der Menschen erobert. Und 

zweitens: Keine Technik hat in so kur-

zer Zeit so hohe Effi zienzgewinne und 

Kostensenkungen gebracht. Wenn das 

keine Erfolgsgeschichte ist! Es gibt in 

der Industrie kein besseres Beispiel für 

Innovation.

Umso erstaunlicher, dass so eine Er-

folgsgeschichte derart rabiat abgewürgt 

wird. Die EEG-Novelle, die von der 

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen 

Bundestag gemeinsam mit der FDP 

beschlossen wurde, legt diesen Schluss 

zumindest nahe. 

Deshalb habe ich am 29. März im Deut-

schen Bundestag in namentlicher Ab-

stimmung gegen die Änderung des EEG 

gestimmt. Die Koalition hat sich zudem 

darauf verständigt, vor Ende 2013 kei-

ne weitere Änderung des EEG vorzu-

nehmen. Ich gehe davon aus, dass es zu 

diesem Zeitpunkt dann eine andere Koa-

lition gibt – und dann auch wieder güns-

tigere Bedingungen für die Solartechnik.

Mit anderen Worten: Sie glauben, dass 

es nicht mehr zu einer Koalition mit 

der FDP kommt, die durch ihren Wirt-

schaftsminister Philipp Rösler und ei-

nige Abgeordnete die treibende Kraft 

für die aktuellen Einschnitte war?

Ich spreche von einer anderen Koalition. 

Alles Weitere ist Ihre Spekulation.

In unseren Augen ist es verwunderlich, 

dass ein Wirtschaftsminister, der offen-

sichtlich bei nur noch einem Prozent der 

Bevölkerung Rückhalt hat, überhaupt 

noch derart großen Einfl uss auf politi-

sche Entscheidungsprozesse haben kann.

Es war eine Koalition einiger Kräfte in 

der FDP mit einigen Abgeordneten in 

der Unions-Fraktion, die gegenüber der 

Energiewende nach wie vor skeptisch 

eingestellt sind. Dieses Bündnis hat die 

negative Stimmung gegenüber der So-

larenergie unter den Abgeordneten ge-

schürt.

Am Ende haben allerdings nur drei 

Abgeordnete aus der Union gegen das 

Gesetz gestimmt. Die besagten Kräfte 

scheinen recht erfolgreich gewesen zu 

sein.

Es wurde die Angst aufgebaut, dass uns 

die Solarindustrie überrennt.

Wer konkret?

Das waren die Kräfte, die ich gerade 

benannt habe. Die Solarenergie ist doch 

nicht unser Feind. Hier wird so getan, als 

ob wir hier gegen einen Volksfeind an-

kämpfen müssten.

Wie groß war der Einfl uss der großen 

Energieversorger RWE, E.ON & Co.?

Der Einfl uss war im Hintergrund spür-

bar. Es wurde immer wieder das Argu-

ment vorgetragen, dass man trotz des 

Erfolgs der Erneuerbaren eine gewisse 

Grundversorgung sicherstellen müsse, 

zumindest in jenem Zeitraum, in dem 

die Erneuerbaren noch nicht verlässlich 

liefern könnten. Dieses Argument wurde 

in der Debatte aus verschiedenen Rich-

tungen immer wieder als Drohkulisse 

aufgebaut.

Wie gehen Sie mit dem Vorwurf um, Sie 

würden als CSU-Mann aus Bayern des-

halb pro Photovoltaik argumentieren, 

weil in Bayern viele Photovoltaikanla-

gen auf die Dächer montiert wurden?

Der Vorwurf trifft mich nicht. Es liegt 

auf der Hand, dass die Erneuerbaren 

dort verstärkt eingesetzt werden müssen, 

wo sie am meisten bringen. Innerhalb 

Deutschlands ist der Süden für die Solar-

technik prädestiniert, weil hier die Sonne 

öfter scheint. Es kommt auch nicht von 

ungefähr, dass im Norden viele Wind-

parks stehen.

Sie selbst hatten vorgeschlagen, den 

Anreiz für die Speicherung des Stroms 

aus Erneuerbaren zu verbessern. Da-

durch könnte die dauerhafte Versor-

gung auch mit Erneuerbaren garan-

tiert werden. Sie sind zumindest im 

ersten Anlauf nicht durchgedrungen 

mit Ihren Argumenten?

Das war für mich der Auslöser für die 

Nein-Stimme. Ich habe in der Erklä-

rung im Deutschen Bundestag zur Ab-

stimmung dann auch auf den fehlenden 

Anreiz für Speicherlösungen abgehoben. 

Der Anreiz, den ich gesetzesscharf aus-

gearbeitet hatte, wäre geeignet gewesen, 

die Spitze zu kappen und seitlich an den 

Solarstromertrag anzudocken, sodass 

eine Versorgung vieler Verbraucher über 

Nacht möglich gewesen wäre. Dagegen 

sind andere Kollegen Sturm gelaufen. 

Sie wandten sich dagegen, einen solchen 

Anreiz im EEG zu formulieren. Das sei 

systemwidrig, hieß es.

Was ist daran systemwidrig?

Ich kann das ebenfalls nicht erkennen. 

Aber das Thema Speicher wird uns spä-

„Die Solarenergie ist nicht unser Feind“
Der CSU-Politiker Josef Göppel, Umweltobmann der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, über die Verhandlungen 
zur aktuellen EEG-Novelle, konservative Werte und die Chancen einer dezentralen Energieversorgung

S

Starke Basis im 
globalen Geschäft
Aus einem Spezialisten für Antriebselektronik wurde ein 
Technologieführer auf dem Wechselrichter-Markt: Die 
rasante Geschichte von REFUsol aus Metzingen

     Ich habe meinen Kolle-
gen in der Unionsfraktion 
das Grundsatzprogramm 
sowohl der CDU als auch 
der CSU vorgelesen. 

„
„
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testens bei der nächsten EEG-Novelle 

massiv berühren. Das ist die Schlüssel-

frage, um einen weiteren Zubau von 

Photovoltaikanlagen über die aktuell 

installierten 25 Gigawatt hinaus optimal 

integrieren zu können. Wenn wir in zwei 

Jahren vielleicht bei einer installierten 

Kapazität hoch in den 30 Gigawatt an-

gekommen sind, stellt sich nicht mehr 

in erster Linie die Frage, wie man weiter 

aufbaut, sondern wie man die Nutzungs-

stunden verbreitert.

Es hätte auch die Möglichkeit gegeben, 

vorwiegend nach Osten oder Westen 

ausgerichtete Anlagen zu fördern, die 

zu den Off-Peak-Zeiten verstärkt Leis-

tung produzieren. Oder man hätte auch 

regionale Anreize schaffen können. 

Wurde darüber überhaupt gesprochen?

Das war im Detail Thema in unseren 

Runden. Es wurde aber alles in die Zu-

kunft verschoben.

In eine Zukunft, in der es deutlich we-

niger deutsche Photovoltaikunterneh-

men geben wird. Mit anderen Worten: 

Man würgt jetzt einen Markt ab, mit 

allen Konsequenzen auch für die betrof-

fenen Arbeitnehmer. Und man spricht 

dann in der Zukunft mit einer vielleicht 

neuen Koalition wieder über neue Be-

dingungen. Ist das nicht widersinnig?

Ich will es nicht bei der aktuellen Re-

gelung belassen. Ich dränge darauf, dass 

eine Lösung in Bezug auf den interna-

tionalen Wettbewerb gefunden wird. 

Man könnte das ähnlich wie in Ameri-

ka regeln: Die Bundesregierung soll in 

Brüssel einen konkreten Antrag stellen, 

der eine Zollabschöpfung an der EU-Au-

ßengrenze zum Ziel hat. Alternativ muss 

man über Hilfen für die Produzenten im 

Inland nachdenken. 

Nach der Ablehnung des Gesetzesent-

wurfs durch den Bundesrat wird genau 

über derartige Vorschläge diskutiert. 

Würden Sie sagen, auch Ihr Wider-

stand und Ihre Vorschläge haben am 

Ende an der einen oder anderen Stelle 

einen neuen Blick auf das ganze The-

ma bewirkt?

Möglich.

Sehen Sie realistische Chancen für ei-

nen Kompromiss?

Die Branche selbst muss sich von Mo-

dulherstellern zu Systemanbietern weiter 

entwickeln. Das gilt zum Beispiel für 

die Bereitstellung von Regelleistung im 

Stromnetz oder gebäudeintegrierte Solar-

zellen. Gegen den unlauteren Wettbe-

werb aus China muss jedoch die Politik 

vorgehen.

Sie sorgen sich um die Lebensfähigkeit 

deutscher Photovoltaikfirmen. Geht es 

Ihnen hier um bekannte Namen wie 

Conergy, über die gerade viel zu lesen 

ist? Oder geht es dabei auch um den 

klassischen Mittelstand, um das Hand-

werk, das sich zunehmend aus der Pho-

tovoltaik zurückzieht? Wenn man den 

Markt von 7,5 Gigawatt auf 2,5 Giga-

watt schrumpft, werden entsprechend 

weniger Handwerker die verbleiben-

den Anlagen letztendlich auf die Dä-

cher montieren.

Der Ausbaukorridor über das Jahr 2014 

hinaus wird das Thema einer neuen Koa-

lition sein. Aktuell ist wichtig, den Blick 

auf die deutschen Firmen zu richten. Es 

ist doch offensichtlich, dass chinesische 

Industriebetriebe mit Staatshilfen den 

Wettbewerb in die Knie zwingen sollen, 

um selbst Europa zu beliefern. Das kann 

kein verantwortungsbewusster Politiker 

in Europa hinnehmen.

Offenbar schon.

Es sind immer dieselben Kräfte, die sich 

verweigern. Bei der Diskussion über 

eine mögliche Local-Content-Regelung 

nach italienischem Vorbild verhält sich 

das ähnlich. Es gibt Leute, die haben ein 

grundsätzliches Denkproblem, wenn es 

um Erneuerbare Energien geht.

Tun Sie uns doch einen Gefallen und 

nennen Sie ein paar Namen?

Ich nenne hier keine Namen, aber es geht 

um eine Handvoll Abgeordnete im Bun-

destag.

Würden Sie auch den Wirtschaftsmi-

nister dazuzählen?

Bei Herrn Rösler frage ich mich, ob er 

sich intensiv genug mit der Materie be-

fasst hat.

Und den früheren Umweltminister 

Norbert Röttgen?

Das Denkproblem einiger Kollegen im 

Bundestag besteht darin, dass sie sich die 

Energieversorgung in kleinen Einheiten 

mit einem direkten Erzeuger-Verbrau-

cher-Bezug nicht vorstellen können. Sie 

glauben nicht, dass das technisch funkti-

oniert. Diese Personen sind geprägt von 

der alten, zentral gesteuerten Industrie-

technik. Das ist aber die Technik vor der 

Einführung der Mikroelektronik und des 

Internets. Ich will da nicht bösen Wil-

len unterstellen, aber einige können den 

Grabenbruch von einer zentral gesteuer-

ten zu einer autonom laufenden Energie-

versorgung offenbar nicht überbrücken.

Aber auch diese Kollegen müssten sich 

doch freuen, wenn die Energieversor-

gung nicht mehr zentral und angreif-

bar ist, sondern dezentral und jederzeit 

verfügbar. Keine Abhängigkeit von 

Rohstoffimporten, keine Gefahr von 

Terroranschlägen...

Dieses Argument teile ich voll und ganz. 

Aber auch das Argument konservativer 

Kräfte, die auf eine breite Eigentums-

streuung hinwirken, greift in diesem 

Fall. Ich habe meinen Kollegen in der 

Unionsfraktion das Grundsatzprogramm 

sowohl der CDU als auch der CSU vor-

gelesen. Dort formulieren unsere Partei-

en breit gestreutes Eigentum als gesell-

schaftliches Ziel. Genau das wäre bei der 

Stromproduktion aus erneuerbaren Ener-

gien der Fall. Was 60 Jahre nicht mög-

lich war, ist jetzt möglich. Aber ich muss 

wohl akzeptieren, dass es etwas mehr 

Zeit braucht, das nach dem Entschluss 

zur Energiewende auch in den Köpfen 

vieler Kollegen zu verankern.

Sehen Sie sich mit Ihrer Haltung nicht 

isoliert in Ihrer Fraktion?

Wenn man soll will, war ich bis Anfang 

2010 total isoliert. Ein halbes Jahr später 

war meine Haltung zur Energiewende 

auch in der eigenen Partei mehrheitsfä-

hig. Entscheidend ist doch nicht, ob man 

aktuell isoliert ist. Entscheidend ist, ob 

sich Grundtendenzen mit politischen 

Zielen decken. Die Grundtendenz zur 

breiten Eigentumsstreuung, zur kleintei-

ligen Energieversorgung, deckt sich mit 

den Grundwerten unserer konservativen 

Partei. Wer will das auf Dauer ablehnen?

Konservativ bedeutet auch, sich für die 

Bewahrung der Schöpfung einzusetzen.

So ist es. Die Frage ist nur, ob alles 

schnell genug geht, um unsere Firmen 

am Leben zu halten.

Was glauben Sie?

Ich habe die beiden Möglichkeiten be-

nannt: Entweder müssen wir einen Au-

ßenschutz installieren oder eine Hilfe im 

Inneren organisieren. 

Welches Szenario hat in der bestehenden 

Koalition und mit dem neuen Bundes-

umweltminister Peter Altmaier ihrer 

Meinung die besseren Chancen? 

Es muss so laufen wie in den USA. Den 

Antrag auf ein Wettbewerbsverfahren 

muss die Branche in Brüssel stellen. Die 

deutschen Umweltpolitiker werden alles 

tun, um das zu unterstützen.

Der Einschnitt in der aktuellen Grö-

ßenordnung ist für viele in der Bran-

che schon jetzt eine Katastrophe. Wie 

bewerten Sie als Umweltobmann der 

Union, dass Deutschland als Vorreiter 

so ein Zeichen in die Welt schickt?

Mir gefällt dieser radikale Einschnitt 

nicht, aber das gefährdet nicht die Ener-

giewende. Wir blicken aktuell auf einen 

ungeschmälerten Ausbau der Windener-

gie an Land, insbesondere in Süddeutsch-

land. Die Konzepte der Länder Bayern 

und Baden-Württemberg sind darauf 

ausgerichtet, 50 Prozent des Strombe-

darfs auf dem eigenen Territorium zu er-

zeugen. Auf längere Sicht wird das auch 

wieder auf die Solarindustrie befruchtend 

wirken. Unser Ziel ist weiterhin ein sinn-

voller Energiemix bei den Erneuerbaren 

aus Wind, Biomasse, Photovoltaik und 

Wasser.

Die aktuellen Entscheidungen gefähr-

den den Fahrplan, den viele ohnehin 

nicht erkennen können, nicht?

Nein. Da muss ich nur auf die positiven 

Signale aus der Windenergie verweisen. 

Außerdem: Den Vorwurf, es gäbe keinen 

Gesamtplan, kennt auch die Bundes-

kanzlerin. Angesichts der Probleme, die 

es in den vergangenen Monaten bezüg-

lich des Euros zu bewältigen gab, sollte 

man aber vielleicht Verständnis dafür 

aufbringen, wenn das Thema Energie-

wende zuletzt auf der Agenda etwas nach 

hinten gerutscht ist.

Ist Ihnen klar, wo Frau Merkel hin will?

Ja.

Wohin?

Frau Merkel will die Energiewende zum 

Erfolg führen.

Zweifel daran können Sie aber nach-

vollziehen?

Ich habe als Umweltobmann mit meiner 

Nein-Stimme bewusst ein Signal gesetzt.

Sind andere Kräfte in der Union durch 

Ihre Nein-Stimme ins Nachdenken ge-

kommen?

Durchaus.

Wie eng waren Sie persönlich einge-

bunden in die Entscheidungsfindung?

Ich war in allen Abgeordnetengesprächen 

im Detail dabei.

Auch wenn Umwelt- und Wirtschafts-

ministerium verhandelt haben?

Da sitzen sich dann natürlich die Ver-

treter der Ministerien gegenüber. Dazu 

kommen Abgeordnete aus der Fraktions-

führung. Bei den Beratungen über das 

EEG waren das vier Abgeordnete aus der 

Koalition. Natürlich positionieren sich 

die Vertreter der Ministerien. Aber letzt-

endlich ist es ein Abgeordnetengesetz. 

Die Abgeordneten hätten die Vorschlä-

ge aus den Ministerien durchaus blo-

ckieren können.

Ja, aber in den Gesprächen saß nicht nur 

der federführende Umweltausschuss am 

Tisch, sondern auch der Wirtschafts- und 

der Landwirtschaftsausschuss. 

Wir eng waren gegen Ende der Ver-

handlungen im Bundestag die ver-

schiedenen Lobbygruppen eingebun-

den? Also etwa der Bundesverband 

Solarwirtschaft oder die Atomlobby?

Der parlamentarische Beirat des Bundes-

verbands Erneuerbare Energie war natür-

lich eingebunden.

Waren die Vertreter der Erneuerbaren 

am Ende nicht außen vor?

Nein. Der parlamentarische Beirat hat 

mehrfach getagt. Es trifft aber zu, dass 

zwei Tage vor der Abstimmung der par-

lamentarische Beirat zusammengekom-

men ist, wir allerdings in der Runde der 

Abgeordnetengespräche nicht rechtzeitig 

fertig wurden. Bei dieser einen Sitzung 

konnten die Abgeordneten dann nicht 

mehr zum BEE kommen.

Bei der letzten Verhandlungsrunde hat 

der Austausch also nicht mehr stattge-

funden?

Zwei Tage vor der Abstimmung kam 

es dazu nicht mehr. Aber ich will klar-

stellen: Die Beratung in den Abgeord-

netengesprächen hat deshalb so lange 

gedauert, weil Leute wie ich auf weiteren 

Korrekturen am Gesetzesvorschlag be-

harrten.

Inwieweit besteht die Gefahr, dass es 

nun zu einem Zurück zur Kernenergie 

kommt?

Das sehe ich nicht. Ich erkenne vielmehr 

einen gewissen Stolz auf das deutsche Ex-

periment der Energiewende.

Der Einfluss der großen Vier auf dem 

Energiemarkt ist nicht zu groß, um den 

Umbau der Energieversorgung weiter 

in ihrem Sinne anzupassen?

Ich sehe eher die Tendenz, dass die alten 

Energiekonzerne versuchen, sich die Er-

neuerbaren anzueignen. Da muss man 

nur an die großen Windparks in Nord- 

und Ostsee denken oder an Desertec.

Welche Zukunft hat die Photovoltaik in 

Deutschland jetzt noch?

Die Photovoltaik wird weiter einen un-

verzichtbaren Anteil am Strom aus er-

neuerbaren Quellen liefern. Die meteoro-

logischen Bedingungen bieten, bezogen 

auf die Jahresstunden, gute Vorrausset-

zungen für die Energiegewinnung aus 

       Mit meiner Nein-
Stimme habe ich 
bewusst ein Signal 
gesetzt.

„
„

„Bei Herrn Rösler frage ich mich, ob er sich intensiv genug mit der Materie befasst hat“: Josef Göppel



     

ielleicht muss man 

wirklich mal nach 

Weil der Stadt/Hau-

sen zu Krannich Solar 

fahren, um noch bes-

ser zu verstehen, weshalb es in Baden-

Württemberg seit einem Jahr einen 

grünen Ministerpräsidenten gibt. Eine 

kleine Revolution war das, als Winfried 

Kretschmann im vergangenen März 

zum ersten Landeschef mit grünem 

Parteibuch gewählt wurde. Noch dazu 

im eigentlich so konservativen Baden-

Württemberg, in einem Bundesland 

also, in dem Jahrzehnte die CDU domi-

nierte und eine Partei wie die FDP noch 

ein paar Rest-Stammwähler hat. Für eine 

Revolution braucht es immer viele kleine 

Revolutionäre. Kurt Krannich, das kann 

man so sagen, ist einer von ihnen.

Hier, im Westen von Stuttgart, kurz nach 

Sindelfingen, fährt man über hügeliges 

Land, an saftigen Wiesen und ordentlich 

bestellten Feldern vorbei. Von Dorf zu 

Dorf, von Gemeinde zu Gemeinde. Kurz 

nach dem Ortsschild Hausen grasen vier 

Pferde auf einer vergleichsweise wilden 

Wiese neben ein paar Photovoltaikmo-

dulgestellen, die nur zur Hälfte bestückt 

sind. Die Pferde gehören einer Familie 

aus dem Ort, die Wiese Kurt Krannich, 

ebenfalls gebürtiger Hausener. Direkt 

daneben erstreckt sich der 6500 qm gro-

ße Stammsitz seines Photovoltaikspezia-

listen Krannich Solar: Ein Frontgebäude 

mit Besprechungsräumen und Verwal-

tung, dahinter Lagerhallen vollgepackt 

mit Kommissionsware, Modulen, Wech-

selrichtern und anderen Komponenten. 

Es ist Ende Mai. Kurt Krannich, 45, 

sitzt in einem Besprechungsraum mit 

Holzboden und langer Glastrennwand 

zum Foyer der Zentrale, in der ver-

schiedene PV-Module aufgestellt sind. 

In der Mitte steht ein langer Massiv-

holztisch, in der Ecke ein Glasschrank 

mit Schrauben und Winkeln. Auf einem 

Kalender an der Wand leuchtet der 

Krannich-Slogan „Alles für die Revolu-

tion“. Und? Würde er sich selbst auch 

als Revoluzzer bezeichnen? Kurt Kran-

nich verzieht ein bisschen das Gesicht. 

Dann sagt der Firmenboss: „Ich bin auf 

jeden Fall ein Mensch, der sich gerne 

eine eigene Meinung bildet.“ 

Genau damit hat Krannich früh ange-

fangen. Die Chancen regenerativer Ener-

giegewinnung, die Möglichkeiten der 

Photovoltaik, haben ihn schon fasziniert, 

als er gerade seine KFZ-Elektriker-Lehre 

bei Porsche abgeschlossen hatte. Bis ins 

Entwicklungszentrum des Sportwagen-

herstellers schaffte es der junge Schreiner-

Sohn in wenigen Jahren. Doch so richtig 

angezogen hat ihn bereits damals die So-

lartechnik. 

Auch zu den herben Schnitten der CDU/

FDP-Bundesregierung ins Erneuerbare 

Energien-Gesetz, hat sich Kurt Krannich 

natürlich eine Meinung gebildet. „Die 

EEG-Novelle, wenn sie denn in dieser 

Form verabschiedet wird, enthält derart 

viele kleine und große Sticheleien gegen 

die Photovoltaikindustrie. Man kann nur 

zu dem Schluss kommen, dass Frau Mer-

kel auch als Bundeskanzlerin wie einst 

schon als Bundesumweltministerin ganz 

einfach gegen regenerative Energien ist“, 

sagt er. Auch wenn das die Sache nicht 

besser macht, ist dieser Befund für Kurt 

Krannich eine späte Bestätigung für sei-

ne Skepsis, die ihn bereits viele Jahre um-

treibt. Schon als Angela Merkel im Jahr 

2005 an die Macht kam, traute der Pho-

tovoltaikunternehmer der damals noch 

Großen Koalition aus CDU/CSU und 

SPD schon nicht recht über den Weg.

„Wir haben nicht Mitte der 90er Jahre 

angefangen und gesagt, wir möchten 

eine möglichst große Firma gründen, 

möglichst viele Angestellte haben“, sagt 

Krannich. „Wir haben uns für die Pho-

tovoltaik aus Überzeugung entschieden.“ 

Von politischen Interessen abhängig zu 

sein, sei für ihn immer schon schwer zu 

akzeptieren gewesen. Deshalb habe er 

mit seiner Mannschaft dann auch früh 

nach anderen Wegen gesucht. Merkels 

Amtsantritt war dann sozusagen der 

Startschuss, sich vom deutschen Markt 

unabhängiger zu machen.

Der Entschluss stand damals schnell 

fest: Wir müssen stärker im Ausland 

aktiv werden, Märkte erschließen, die 

auch ohne Erneuerbares Energien-Gesetz 

(EEG) Perspektiven für regenerative 

Energien bieten, lautete die neue Marsch-

route des Großhändlers. Krannich Solar 

ist früh mit einer Niederlassung nach 

Spanien gegangen, in einen schon damals 

starken Off-Grid-Markt. Italien, Groß-

britannien, Tschechien – weitere Länder 

folgten. Im Jahresdurchschnitt eröffnete 

das Unternehmen aus dem Stuttgarter 

Umland zwei neue Niederlassungen im 

Ausland. Zwölf Auslandsniederlassungen 

sind mittlerweile installiert. Von Belgien 

bis nach Südkorea reicht das Netz. 2011 

kam eine Niederlassung in Mount Lau-

rel in den USA dazu. Das internationale 

Team führt Kurt Krannichs Frau Sabine 

Krannich. 

Die Internationalisierung erfordert alle 

verfügbaren Kräfte im Haus. „Unser 

ehrgeiziger Kurs kostet natürlich Kraft“, 

sagt Krannich offen. Personal finden 

und schulen, Know-how transferieren, 

die ganze Organisation aufbauen – für 

Krannichs Mitarbeiter in Weil der Stadt/

Hausen bedeutet all das: „Unsere Leute 

in Deutschland dürfen ihre Ideen nicht 

nur national betrachten, sie müssen im-

mer auch für andere Märkte mitdenken.“ 

Das scheint in den vergangenen Jahren 

gut geklappt zu haben. Mehr als 50 Pro-

zent des Umsatzes macht Krannich Solar 

mittlerweile im Ausland.

Passat statt Porsche

Die Revolution läuft, wenn man so will, 

bei Krannich heute unter dem Schlag-

wort: Internationale Angelegenheiten. 

Krannich selbst ist dennoch Hausener 

geblieben. Hier wohnt er zusammen mit 

seiner Frau und seinen zwei Kindern. 

„Ich bin beruflich viel unterwegs, aber 

am wohlsten fühle ich mich hier“, sagt 

er. In Weil der Stadt/Hausen hat er 1995 

angefangen, selbst die ersten Solarmodu-

le auf Dächer geschraubt. An der Wand 

in einer Lagerhalle hängen noch Bilder, 

wie der junge Kurt Krannich in T-Shirt 

und Zimmererhose auf Einfamilienhäu-

sern Module montiert. Und hier hat Kurt 

Krannich zusammen mit seinem Bruder 

Axel Krannich, der ein eigenes Metall-

bauteilezulieferunternehmen in der Nähe 

führt, schließlich auch die Weichen für 

den heutigen Unternehmens-Auftritt ge-

stellt. Im Jahr 2000 verlegte sich Kran-

nich Solar auf die Distribution. 

Porsche-Fahrer ist Kurt Krannich noch 

immer nicht, obwohl er schnelle Au-

tos eigentlich mag. Krannich fährt eine 

klassische Familienkutsche, auch als 

alleiniger Inhaber und Geschäftsführer 

eines Unternehmens mit weltweit mehr 

als 350 Mitarbeitern und einem Gesamt-

umsatz von rund 450 Millionen Euro. Im 

Herzen, so scheint es, ist Kurt Krannich 

trotz der rasanten Entwicklung seines 

Unternehmens vor allem eins geblieben: 

ein erdverbundener Visionär. Das mit 

dem Visionär hört er zwar nicht so ger-

ne. Ist ihm eine Nummer zu groß. Aber 

seine Überzeugungen stehen: „Mit Pho-

tovoltaik wäre noch viel mehr machbar, 

auch in Segmenten, über die heute noch 

niemand spricht, wenn man es nur zulie-

ße“, sagt er.

Auch wegen der vielen Widerstände, mit 

denen die Photovoltaik zu kämpfen hat, 

schreibt sich die Krannich-Mannschaft 

seit zwei Jahren den Slogan „Alles für 

die Revolution“ auf die Fahnen. Zu ei-

nem der Top 5-Großhändler in Deutsch-

land aufgestiegen ist Krannich Solar mit 

einem bodenständigeren Motto: „Mit 

Krannich kann ich“. Gestimmt hat auch 

dieser Satz für eine stetig wachsende Zahl 

von Abnehmern und Handwerkern, die 

mit Krannich-Support Photovoltaikanla-

gen bauten. 

Partner des Handwerks

Doch „Alles für die Revolution“ – das 

klingt deutlich entschlossener. Direk-

ter. Voller Einsatz für die Energiewende: 

Bis Ende 2011 wurde ein installiertes 

Gesamtvolumen von knapp einem Gi-

gawatt auf die Beine gestellt. Allein in 

Deutschland sind 165 Mitarbeiter be-

schäftigt und auf einem guten Weg, ih-

ren Teil zur grünen Wende im Energie-

markt beizutragen. Photovoltaikanlagen 
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Ein Revoluzzer lässt sich 
nicht schrecken
Kurt Krannich hat aus einem Zwei-Mann-Betrieb ein Photovoltaikun-
ternehmen aufgebaut, das auch in schweren Zeiten für die Solartechnik 
Schritt für Schritt nach vorne geht – vor allem im Ausland

Hans-Josef Fell

V

Wind und Sonne, die sich hierzulande 

gut ergänzen. Dazu kommt: Solarener-

gie ist die einzige Energie, die von den 

Menschen in den Städten selbst produ-

ziert werden kann. Bisher konzentrierte 

sich der Aufbau der Photovoltaik auf 

ländliche Regionen. Wir müssen ver-

stärkt versuchen, auf die Dächer in den 

Städten zu kommen – und die Menschen 

in den Städten zu beteiligen. Energiege-

nossenschaften sind nicht nur etwas für 

das Land.

Gibt es dafür konkrete Pläne?

Ich plane im Herbst ein Bundestreffen 

der deutschen Energiegenossenschaften, 

auf dem wir die städtischen Räume ge-

zielt in den Blick nehmen werden. Für 

mich ist klar: Die pauschale Behandlung 

von Anlagen zwischen 10 und 1000 kwh 

ist nicht sachgerecht. Dabei kann es auch 

nicht bleiben, wenn wir in den städti-

schen Räumen die Dachflächen besser 

nutzen wollen.

Machen wir’s am Ende nochmal kon-

kret: Welche jährliche Zubaurate hal-

ten Sie für angemessen?

Ich beantworte diese Frage bezogen auf 

die Gesamtinstallation. Wind und So-

lar zusammen sind mittlerweile bei 55 

Gigawatt angekommen. Wenn wir eine 

Lastspitze von 80 Gigawatt in Deutsch-

land haben, muss man den Gesamtzubau 

im Hinblick auf die Lastspitze bewerten. 

Man kann wohl einen Zubau über 80 Gi-

gawatt in die Netze integrieren, wenn die 

Spitzen genommen und die Nutzungs-

stunden verbreitert werden. Ich halte ei-

nen starren Blick auf den Jahreszubau für 

falsch. Für mich ist klar: Ohne Speicher 

hat es keinen Sinn, über 80 Gigawatt in 

Deutschland zu installieren.

Ihr schneller Draht zu futurasol:
Telefon: 089 68 99 98 90 
Email: info@futurasol.de

Vertrauensvolles Verhältnis: Nils Schmid (Finanz- und Wirtschaschaftsminister Baden-Württemberg), Kurt Krannich


